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§ 1 

Firma, Sitz, Dauer und Geschäftsjahr 

 

(1) Die Aktiengesellschaft führt die Firma 

 

Österreichische Post Aktiengesellschaft 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Wien. 

 

(3) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht auf bestimmte Zeit beschränkt. 

 

(4) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 

Unternehmensziele, Gegenstand des Unternehmens 

 

Die Österreichische Post AG sieht sich als modernes Dienstleistungsunternehmen, das seinen 

Aktionären, den Mitarbeitern und dem Standort Österreich im besonderen Maße verpflichtet 

ist. Die Österreichische Post AG ist der landesweit führende Logistik- und Postdienstleister und 

strebt an, seinen Kunden in ganz Österreich durch das größte Privatkundennetz des Landes 

hochwertige Produkte und Services in den Bereichen Post, Bank und Telekommunikation zu 

bieten. Durch die flächendeckende und zuverlässige Versorgung der österreichischen 

Bevölkerung und Wirtschaft mit Postdienstleistungen liefert die Österreichische Post AG einen 

wichtigen Beitrag zur Aufrechterhaltung und Absicherung der Kommunikations- und 

Logistikinfrastruktur des Landes und ist ein wichtiger Arbeitgeber in Österreich. Die Organe der 

Österreichische Post AG streben als Unternehmensziel die nachhaltige 

Unternehmensentwicklung zum Zweck der Erhaltung der Anteile in der Hand strategischer auf 

den Erhalt des Unternehmens ausgerichteter Kernaktionäre an, mit langfristigen 

unternehmerischen Zielen und nachhaltiger solider Ergebnisentwicklung. 

 

Gegenstand des Unternehmens ist: 

 

1. Die Erbringung von Leistungen und Schaffung der dafür erforderlichen Voraussetzungen 

auf dem Gebiet  

 

a) von Post-, Paket- und Logistikdienstleistungen aller Art; 
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b) Finanzdienstleistungen; 

c) der Kommunikations- und Informationstechnologie in der automatischen 

Datenverarbeitung und Informationstechnik; 

d) anderer kommerzieller Leistungen, soweit dadurch die unter lit a) bis c) angeführten 

Aufgaben nicht beeinträchtigt werden, insbesondere der Handel mit und der Vertrieb 

von Waren aller Art. 

 

2. die Beteiligung an Unternehmen und Gesellschaften sowie das Führen und Verwalten 

solcher Beteiligungen, einschließlich des Erwerbes und der Veräußerung von 

Beteiligungen im In- und Ausland 

 

Dazu gehören die Planung, die Errichtung sowie die Wartung und der Betrieb von 

Infrastruktureinrichtungen zu den obengenannten Zwecken. 

 

Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die im Rahmen des 

Unternehmensgegenstandes notwendig oder nützlich erscheinen, insbesondere auch in allen 

dem Unternehmensgegenstand ähnlichen oder nützlichen Tätigkeitsbereichen.  

Weiters ist die Gesellschaft zum Erwerb und Veräußerung von Liegenschaften und zur 

Errichtung von Zweigniederlassungen im In- und Ausland berechtigt. 

 

§ 3 

Veröffentlichungen 

 

Veröffentlichungen der Gesellschaft erfolgen, soweit und solange auf Grund des 

Aktiengesetzes zwingend erforderlich, im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ bzw. in der 

elektronischen Verlautbarungs- und Informationsplattform des Bundes (EVI). Im Übrigen 

erfolgen Veröffentlichungen der Gesellschaft entsprechend den jeweils anzuwendenden 

Rechtsvorschriften. Sämtliche Veröffentlichungen sind auch auf der Website der 

Gesellschaft im Internet zur Verfügung zu stellen. 

 

§ 4 

Grundkapital und Aktien  

 

(1) Das Grundkapital beträgt EUR 337.763.190 und ist geteilt in 67.552.638 Stück 

nennbetragslose auf Inhaber lautende Stückaktien.  
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(2) Form und Inhalt der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine 

setzt der Vorstand fest. Dasselbe gilt für Teilschuldverschreibungen, Zins- und 

Optionsscheine. Inhaberaktien sind in einer, gegebenenfalls in mehreren 

Sammelurkunden zu verbriefen und bei einer Wertpapiersammelbank nach § 1 Abs 3 

DepotG oder einer gleichwertigen ausländischen Einrichtung zu hinterlegen.  

 

§ 5 a 

Genehmigtes Kapital 

 

Der Vorstand ist bis 16.06.2025 ermächtigt, 

a) mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital gem § 169 AktG von derzeit 

Nominale EUR 337.763.190,-- um bis zu weitere EUR 16.888.160,-- durch Ausgabe 

von bis zu 3.377.632 Stück neue, auf Inhaber lautende Stammaktien (Stückaktien) 

gegen Bar- und/oder Sacheinlage – allenfalls in mehreren Tranchen – zu erhöhen 

und den Ausgabebetrag, die Ausgabebedingungen und die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der Kapitalerhöhung im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat 

festzusetzen, wobei bei einer Ausgabe gemäß lit c (ii) auch ein begünstigter 

Ausgabebetrag gegenüber dem Marktpreis, dies unter Beachtung der Grenzen des § 

8a Abs 1 AktG, zur Anwendung kommen kann, 

b) allenfalls die neuen Aktien im Wege des mittelbaren Bezugsrechts gem § 153 Abs 6 

AktG den Aktionären zum Bezug anzubieten,  

c) mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

wenn 

(i)        die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen (Ausgabe von Aktien zum Zwecke des 

Erwerbs von Unternehmen, Betrieben, Teilbetrieben oder Anteilen an einer 

oder mehreren Gesellschaften im In- und Ausland) erfolgt, oder 

(ii) zur Ausgabe an Arbeitnehmer, leitende Angestellte und Mitglieder des 

Vorstands der Gesellschaft oder eines mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmens im Rahmen eines Mitarbeiterbeteiligungsprogramms oder 

eines Aktienoptionsprogramms und/oder zur Ausgabe an eine 

Mitarbeiterbeteiligung-Privatstiftung,  

(iii) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen, oder 

(iv) um eine den Emissionsbanken eingeräumte Mehrzuteilungsoption zu 

bedienen. 

[Genehmigtes Kapital 2020] 
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Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch die Ausgabe von 

Aktien aus dem Genehmigten Kapital ergeben, zu beschließen. 

 

§ 5 b 

Bedingtes Kapital 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird gemäß § 159 Abs 2 Z 1 AktG um bis zu 

EUR 16.888.160,-- durch Ausgabe von bis zu 3.377.632 Stück auf Inhaber lautende neue 

Stückaktien zur Ausgabe an Gläubiger von Finanzinstrumenten im Sinne des 

Hauptversammlungsbeschlusses vom 17.06.2020, die unter Ausnützung der in dieser 

Hauptversammlung eingeräumten Ermächtigung von der Gesellschaft oder von einem 

verbundenen Unternehmen künftig ausgegeben werden, erhöht. Die Kapitalerhöhung darf 

nur soweit durchgeführt werden, als die Gläubiger der Finanzinstrumente von ihrem 

Umtausch- und/oder Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Der 

Ausgabebetrag und das Umtauschverhältnis sind bei der Ausgabe an Gläubiger von 

Finanzinstrumenten gemäß § 159 Abs 2 Z 1 AktG nach Maßgabe anerkannter 

finanzmathematischer Methoden sowie des Kurses der Aktien der Gesellschaft in einem 

anerkannten Preisfindungsverfahren zu ermitteln. In jedem Fall darf der Ausgabebetrag 

nicht unter dem anteiligen Betrag des Grundkapitals liegen. Die neu ausgegebenen Aktien 

aus der bedingten Kapitalerhöhung sind im gleichen Maße wie die bereits bestehenden 

Aktien der Gesellschaft dividendenberechtigt. Der Vorstand ist ermächtigt mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung (insbesondere Ausgabekurs, Zeitpunkt der Dividendenberechtigung) 

festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch die 

Ausgabe von Aktien aus dem bedingten Kapital ergeben, zu beschließen. 

[Bedingtes Kapital 2020] 

§ 6 

Vorstand - Zusammensetzung, Vertretung nach außen, Geschäftsführung 

 

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus mindestens zwei und höchstens sechs 

Mitgliedern. Der Aufsichtsrat kann ein Mitglied zum Vorsitzenden und ein Mitglied zum 

Stellvertreter des Vorsitzenden ernennen. Die Bestellung von Prokuristen ist zulässig.  

 

(2) Die Bestellung stellvertretender Vorstandsmitglieder ist zulässig; sie werden auf die 

Anzahl gemäß Absatz 1 angerechnet. 
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(3) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 

in Gemeinschaft mit einem Prokuristen oder im Rahmen der gesetzlichen 

Vertretungsbefugnisse durch zwei Prokuristen gemeinsam vertreten. Stellvertretende 

Vorstandsmitglieder sind hinsichtlich ihrer Vertretungsbefugnis ordentlichen 

Vorstandsmitgliedern gleichgestellt. 

 

(4) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Ist ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vorstandes ernannt, so gibt bei 

Stimmengleichheit seine Stimme den Ausschlag. 

 

(5) Der Vorstand hat die Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung sowie der 

Geschäftsordnung, die ihm der Aufsichtsrat gibt, zu führen. In der Geschäftsordnung 

bestimmt der Aufsichtsrat unter Aufrechterhaltung der Gesamtverantwortung des 

Vorstandes auch die Verteilung der Geschäfte unter den Vorstandsmitgliedern. 

 

§ 7 

Berichte an den Aufsichtsrat 

 

(1) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat mindestens einmal jährlich über grundsätzliche 

Fragen der künftigen Geschäftspolitik des Unternehmens zu berichten sowie die künftige 

Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage anhand einer Vorschaurechnung 

darzustellen (Jahresbericht). Der Vorstand hat weiters dem Aufsichtsrat regelmäßig, 

mindestens vierteljährlich, über den Gang der Geschäfte und die Lage des Unternehmens 

im Vergleich zur Vorschaurechnung unter Berücksichtigung der künftigen Entwicklung zu 

berichten (Quartalsbericht). Bei wichtigem Anlass ist dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats 

unverzüglich zu berichten; ferner ist über Umstände, die für die Rentabilität oder 

Liquidität der Gesellschaft von erheblicher Bedeutung sind, dem Aufsichtsrat 

unverzüglich zu berichten (Sonderbericht). Der Jahresbericht und die Quartalsberichte 

sind schriftlich zu erstatten. 

 

(2) Darüber hinaus ist der Aufsichtsrat berechtigt, vom Vorstand jederzeit Berichte über 

Angelegenheiten der Gesellschaft einschließlich ihrer Beziehungen zu Unternehmen, an 

denen wesentliche Beteiligungen bestehen, zu verlangen. 
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§ 8 

Zustimmung des Aufsichtsrates 

 

Der Aufsichtsrat hat die Geschäfte, die - zusätzlich zu den gesetzlich vorgesehenen Fällen (§ 95 

Abs. 5 AktG) - seiner Zustimmung bedürfen, zu bestimmen. Hinsichtlich der 

Beschlussgegenstände gemäß § 95 Abs. 5 Z 1, 2, 4, 5 und 6 AktG hat der Aufsichtsrat 

Betragsgrenzen festzulegen. 

 

§ 9 

Zusammensetzung des Aufsichtsrates 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens vier und höchstens zehn von der 

Hauptversammlung gewählten und den von der betrieblichen Arbeitnehmervertretung 

gemäß § 110 Abs. 1 ArbVG entsendeten Mitgliedern. 

 

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden - falls nicht für eine kürzere Funktionsperiode - für 

die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für 

das vierte Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem das 

Aufsichtsratsmitglied gewählt wurde, wird nicht mitgerechnet. Wiederwahl ist zulässig.  

 

(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann seine Funktion durch schriftliche Anzeige an den 

Vorsitzenden des Aufsichtsrates zurücklegen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates hat die 

Zurücklegung seiner Funktion seinem (ersten) Stellvertreter anzuzeigen. Die 

Zurücklegung wird vier Wochen nach Empfangnahme wirksam, falls der Rücktritt nicht für 

einen anderen Zeitpunkt erklärt wird. 

 

(4) Scheiden gewählte Mitglieder vor dem Ablauf der Funktionsperiode aus, so bedarf es der 

Ersatzwahl erst in der nächsten ordentlichen Hauptversammlung. Eine Ersatzwahl durch 

eine außerordentliche Hauptversammlung ist jedoch innerhalb von sechs Wochen 

vorzunehmen, wenn die Zahl der gewählten Aufsichtsratsmitglieder unter vier sinkt. 

Ersatzwahlen erfolgen für den Rest der Funktionsperiode des vorzeitig ausgeschiedenen 

Aufsichtsratsmitglieds, falls die Hauptversammlung bei der Wahl nichts anderes 

beschließt. 

 

(5) Der Aufsichtsrat hat sich seine Geschäftsordnung selbst zu geben. 
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§ 10 

Aufsichtsrat - Vorsitzender 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt unverzüglich nach seiner Wahl einen Vorsitzenden und einen oder 

zwei Stellvertreter. Im Falle von zwei Stellvertretern ist die Reihenfolge der 

Stellvertretung festzulegen. Die Wahl erfolgt für deren gesamte Funktionsperiode als 

Aufsichtsratsmitglieder, wenn der Aufsichtsrat nichts anderes beschließt. 

 

(2) Erhält bei einer Wahl niemand die absolute Mehrheit, so erfolgt eine Stichwahl zwischen 

den Personen, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Ergibt die Stichwahl 

Stimmengleichheit, so entscheidet das Los. 

 

(3) Scheidet im Laufe einer Funktionsperiode der Vorsitzende oder einer seiner 

Stellvertreter aus seinem Amt aus, hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für 

den Ausgeschiedenen vorzunehmen. Die Wiederwahl ist zulässig. 

 

(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter können ihre jeweiligen Funktionen jederzeit unter 

Einhaltung einer vierwöchigen Frist schriftlich an den Aufsichtsrat zurücklegen, auch 

ohne dass sie gleichzeitig aus dem Aufsichtsrat ausscheiden. 

 

(5) Die Stellvertreter des Vorsitzenden haben, wenn sie in Vertretung des Vorsitzenden 

handeln, die gleichen Rechte und Pflichten wie dieser. 

 

§ 11 

Aufsichtsratssitzungen - Tagesordnung, Einberufung 

 

(1) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse regelmäßig in Sitzungen. Der Aufsichtsrat hat, so 

oft es die Interessen der Gesellschaft erfordern, mindestens aber vierteljährlich eine 

Sitzung abzuhalten. Eine Sitzung des Aufsichtsrats je Vierteljahr hat als physische 

Versammlung der Aufsichtsratsmitglieder zu erfolgen. Darüber hinaus kann der 

Aufsichtsrat Sitzungen als physische Versammlung der Aufsichtsratsmitglieder oder als 

qualifizierte Videokonferenzsitzung gem § 12 Abs 6 abhalten. 

 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats beruft der Vorsitzende schriftlich, durch Telefax oder 

durch E-Mail spätestens am 14. Tag vor der Sitzung ein. Der Tag der Absendung der 

Einberufung ist für die Wahrung der Frist maßgeblich. In dringenden Fällen kann der 
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Vorsitzende die Frist verkürzen und die Sitzung auch mündlich oder fernmündlich 

spätestens am dritten Tag vor der Sitzung einberufen. 

 

(3) Wird einem von mindestens zwei Aufsichtsratsmitgliedern oder vom Vorstand unter 

Angabe des Zweckes und der Gründe gestellten Antrag auf Einberufung des 

Aufsichtsrates vom Vorsitzenden nicht innerhalb von vierzehn Tagen entsprochen, so 

können die Antragsteller den Aufsichtsrat unter Mitteilung des Sachverhaltes selbst 

einberufen. 

 

(4) Die Tagesordnung wird vom Vorsitzenden unter Bedachtnahme auf die Anträge des 

Vorstands und die Anträge von Aufsichtsratsmitgliedern festgesetzt. Zu den einzelnen 

Tagesordnungspunkten sind rechtzeitig vor der Sitzung ausreichende Unterlagen in 

Textform zur Verfügung zu stellen. 

 

(5) Der Vorsitzende bestimmt die Form der Sitzung, die Form der Beschlussfassung 

außerhalb von Sitzungen sowie die Form der Stimmabgabe und das Verfahren zur 

Stimmenauszählung. 

 

(6) Die Vorstandsmitglieder nehmen an allen Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner 

Ausschüsse teil, sofern der Vorsitzende der Sitzung nichts anderes bestimmt. An den 

Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse dürfen Personen, die weder dem 

Aufsichtsrat noch dem Vorstand angehören, nicht teilnehmen. Sachverständige und 

Auskunftspersonen können zur Beratung über einzelne Gegenstände mit Zustimmung des 

Vorsitzenden zugezogen werden. Aufsichtsratsmitglieder, die einem Ausschuss nicht 

angehören, können an Sitzungen dieses Ausschusses nur mit Zustimmung des 

Vorsitzenden des Aufsichtsrats teilnehmen. 

 

(7) Ein Aufsichtsratsmitglied kann ein anderes schriftlich mit seiner Vertretung bei einer 

einzelnen Sitzung betrauen. Ein so vertretenes Mitglied ist bei der Feststellung der 

Beschlussfähigkeit einer Sitzung nicht mitzuzählen. Das Recht, den Vorsitz zu führen, 

kann nicht übertragen werden. Ein Aufsichtsratsmitglied, das verhindert ist, an einer 

Sitzung des Aufsichtsrats oder seiner Ausschüsse teilzunehmen, ist berechtigt, seine 

schriftliche Stimmabgabe zu den einzelnen Punkten der Tagesordnung durch ein anderes 

Mitglied des betreffenden Gremiums überreichen zu lassen. 
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§ 12 

Aufsichtsrat - Beschlussfähigkeit, Verhandlungen 

 

(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder des Aufsichtsrats 

ordnungsgemäß eingeladen wurden und mindestens fünf Aufsichtsratsmitglieder, 

darunter der Vorsitzende oder ein Stellvertreter, an der Sitzung teilnehmen. Über einen 

Verhandlungsgegenstand, der nicht auf der Tagesordnung steht, kann der Aufsichtsrat 

nur dann einen Beschluss fassen, wenn alle Aufsichtsratsmitglieder anwesend oder 

vertreten sind und kein Mitglied der Beschlussfassung widerspricht. 

 

(2) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 

Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. Bei Stimmengleichheit – auch bei Wahlen – 

entscheidet der Vorsitzende, im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter sowie der 

Vorsitzende eines Ausschusses (Dirimierungsrecht). 

 

(3) Der Vorsitzende kann auch bestimmen, dass in Sitzungen die Erklärungen einzelner 

abwesender Mitglieder bei der Beschlussfassung des Aufsichtsrats oder seiner 

Ausschüsse schriftlich, fernmündlich oder in anderer vergleichbarer Form (insbesondere 

Telefax, E-Mail) abgegeben werden. Kein Aufsichtsratsmitglied kann einer derartigen 

Anordnung des Vorsitzenden widersprechen. 

 

(4) Beschlüsse können auch durch Stimmabgabe in Schriftform oder Textform (Telefax, E-

Mail) gefasst werden, ohne dass der Aufsichtsrat zu einer Sitzung zusammentritt, wenn 

der Vorsitzende oder im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter eine solche 

Beschlussfassung anordnet und kein Aufsichtsratsmitglied innerhalb der vom 

Vorsitzenden zu bestimmenden Frist gegen dieses Verfahren gegenüber dem 

Vorsitzenden in Textform (Telefax, E-Mail) ausdrücklich Widerspruch erklärt. Ein 

Beschluss kommt zustande, wenn alle Aufsichtsratsmitglieder zur Stimmabgabe in 

Textform (Telefax, E-Mail) eingeladen wurden und mindestens fünf Mitglieder, darunter 

der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, ihre Stimme innerhalb der vom Vorsitzenden zu 

bestimmenden Frist abgegeben haben. Bei Stimmabgabe per E-Mail kann der 

Vorsitzende das technische Format festlegen. Die Bestimmungen des Abs 2 gelten 

entsprechend. Die Vertretung durch andere Aufsichtsratsmitglieder ist bei der 

Stimmabgabe in Schriftform oder Textform nicht zulässig. 
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(5) Beschlüsse können auch durch Stimmabgabe in Form einer Telefonkonferenz, 

Internetkonferenz oder (einfache) Videokonferenz gefasst werden, ohne dass der 

Aufsichtsrat zu einer Sitzung zusammen tritt, wenn der Vorsitzende oder im Falle einer 

Verhinderung ein Stellvertreter eine solche Beschlussfassung anordnet und kein 

Aufsichtsratsmitglied innerhalb der vom Vorsitzenden zu bestimmenden Frist gegen 

dieses Verfahren gegenüber dem Vorsitzenden in Textform (Telefax, E-Mail) ausdrücklich 

Widerspruch erklärt. Ein Beschluss kommt zustande, wenn alle Aufsichtsratsmitglieder 

zur Konferenz in Textform (Telefax, E-Mail) eingeladen wurden und mindestens fünf 

Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, ihre Stimme in der 

Konferenz abgegeben haben. Der Vorsitzende kann das technische Format der Konferenz 

festlegen. Die Bestimmungen des Abs 2 gelten entsprechend. Die Vertretung durch 

andere Aufsichtsratsmitglieder ist nicht zulässig. 

 

(6) Sitzungen des Aufsichtsrats können auch im Wege der elektronischen Kommunikation, 

ohne physische Versammlung der Aufsichtsratsmitglieder, abgehalten werden, wenn 

folgende Voraussetzungen gegeben sind: (i) unmittelbare Kommunikation zwischen den 

Teilnehmern durch gleichzeitige allseitige Sicht- und Hörbarkeit, (ii) Möglichkeit der 

Teilnahme Dritter, (iii) Absicherung der Vertraulichkeit, (iv) gleicher Informationsstand 

aller Teilnehmer, (v) Gewährleistung der Authentizität der Diskussion. Eine qualifizierte 

Videokonferenz, die die vorgenannten Kriterien voll erfüllt (Videokonferenzsitzung) gilt 

als Sitzung iSd § 94 Abs 3 AktG. Der Vorsitzende oder im Falle seiner Verhinderung sein 

Stellvertreter kann eine Videokonferenzsitzung einberufen, wenn die technischen 

Voraussetzungen im oben näher bezeichneten Ausmaß für alle Aufsichtsratsmitglieder 

zur Verfügung stehen und der Beratungs- und Beschlussgegenstand den unmittelbaren, 

persönlichen Kontakt zwischen allen Teilnehmern nicht zwingend erfordert. Der 

Vorsitzende kann insbesondere dann von der Möglichkeit der Einberufung einer 

Videokonferenzsitzung Gebrauch machen, wenn die Dringlichkeit der Abhaltung einer 

Sitzung, die Sitzungsfrequenz oder die Ortsabwesenheit von Aufsichtsratsmitgliedern 

gerade die Abhaltung einer Videokonferenzsitzung anstelle einer physischen 

Versammlung aller Mitglieder im Interesse der Gesellschaft geboten erscheinen lassen. 

Die Bestimmungen von § 11 Abs 1 bis 7 und § 12 Abs 1 bis 3 gelten entsprechend. 

 

(7) Über die Sitzung des Aufsichtsrats ist ein Protokoll anzufertigen, das den wesentlichen 

Verlauf der Diskussion und die gefassten Beschlüsse zu enthalten hat und vom 

Vorsitzenden der Sitzung zu unterfertigen ist. Beschlüsse des Aufsichtsrats, die 
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außerhalb von Sitzungen zustande gekommen sind, sind schriftlich vom Vorsitzenden zu 

bestätigen. 

 

§ 13 

Aufsichtsrat - Aufgaben 

 

(1) Der Aufsichtsrat hat nach gesetzlicher Vorschrift den Vorstand bei der Geschäftsführung 

zu überwachen. 

 

(2) Der Aufsichtsrat hat die Berichte und Anträge des Vorstandes zu prüfen und über 

letztere zu beschließen. 

 

(3) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Konzernabschluss, den Vorschlag für die 

Gewinnverwendung, den Lagebericht sowie den Konzernlagebericht und den Corporate 

Governance-Bericht innerhalb von zwei Monaten nach Vorlage zu prüfen und sich 

gegenüber dem Vorstand darüber zu erklären. Ferner hat der Aufsichtsrat der 

Hauptversammlung darüber zu berichten. 

 

(4) Alle Angelegenheiten, mit welchen der Vorstand die Hauptversammlung befassen will, 

sind zuvor dem Aufsichtsrat zur Kenntnis zu bringen. 

 

(5) Der Aufsichtsrat ist verpflichtet, eine Hauptversammlung einzuberufen, wenn es das Wohl 

der Gesellschaft erfordert. 

 

(6) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Abänderungen und Ergänzungen der Satzung, soweit sie 

deren Fassung betreffen, zu beschließen. 

 

§ 14 

Aufsichtsrat - Vergütung 

 

(1) Den von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern des Aufsichtsrates gebührt für 

ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung, die von der Hauptversammlung jährlich 

festgesetzt wird. Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben Anspruch auf Ersatz ihrer 

Barauslagen und auf ein angemessenes Sitzungsgeld. 
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(2) Übernehmen Aufsichtsratsmitglieder eine besondere Tätigkeit im Interesse der 

Gesellschaft, so kann ihnen hiefür durch Beschluss der Hauptversammlung eine 

Sondervergütung bewilligt werden. 

 

(3) Beginnt oder endet die Funktion eines Aufsichtsratsmitgliedes während des 

Geschäftsjahres, wird die Vergütung anteilsmäßig gewährt. 

 

§ 15 

Aufsichtsrat - Ausschüsse 

 

(1) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse bestellen und 

deren Aufgaben und Befugnisse festsetzen; die Ausschüsse können auf Dauer oder für 

einzelne Aufgaben bestellt werden. Den Ausschüssen kann auch das Recht zur 

Entscheidung übertragen werden.  

 

(2) Der Aufsichtsrat hat zur Prüfung und Vorbereitung der Feststellung des 

Jahresabschlusses, zur Prüfung des Konzernabschlusses, des Vorschlags für die 

Gewinnverwendung, des Lageberichts und des Konzernlageberichts sowie des Corporate 

Governance-Berichts einen Prüfungsausschuss einzurichten.  

 

(3) Die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat haben das Recht, für Ausschüsse des 

Aufsichtsrates Mitglieder mit Sitz und Stimme nach dem in § 110 Abs. 1 ArbVG 

festgelegten Verhältnis namhaft zu machen. Dies gilt nicht für Sitzungen und 

Abstimmungen von Ausschüssen, die die Beziehungen zwischen der Gesellschaft und 

Mitgliedern des Vorstandes behandeln, mit Ausnahme von Beschlüssen auf Bestellung 

oder Widerruf der Bestellung eines Vorstandsmitglieds sowie auf Einräumung von 

Optionen auf Aktien der Gesellschaft. 

 

(4) Nähere Bestimmungen über die Ausschüsse werden in der Geschäftsordnung für den 

Aufsichtsrat getroffen. Der Aufsichtsrat kann auch für die Ausschüsse eigene 

Geschäftsordnungen beschließen. 
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§ 16 

Aufsichtsrat - Willenserklärungen 

Willenserklärungen des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse sind vom Vorsitzenden des 

Aufsichtsrates, im Falle seiner Verhinderung von einem seiner Stellvertreter, abzugeben, sofern 

der Aufsichtsrat im Einzelfall nichts anderes beschließt. 

 

§ 17 

Hauptversammlungen - Einberufung, Ort 

 

 (1) Hauptversammlungen der Gesellschaft finden am Sitz der Gesellschaft oder am Ort einer 

Zweigniederlassung der Gesellschaft im Inland oder in einer Landeshauptstadt 

Österreichs statt. 

 

(2) Die Hauptversammlungen werden durch den Vorstand einberufen. Das auf Gesetz oder 

Satzung beruhende Recht anderer Personen, die Hauptversammlung einzuberufen, bleibt 

unberührt. 

 

(3) Die Einberufung der ordentlichen Hauptversammlung ist spätestens am 28. Tag vor der 

Hauptversammlung bekanntzumachen.  
 

(4) Die Einberufung jeder anderen Hauptversammlung ist spätestens am 21. Tag vor der 

Hauptversammlung bekanntzumachen (außerordentliche Hauptversammlung).  

  

(5) Die Einberufung der Hauptversammlung ist unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen 

des § 3 der Satzung und des § 18 AktG zu veröffentlichen. 

 

§ 18 

Hauptversammlung – Teilnahme 

 

(1) Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung der 

Aktionärsrechte, die im Rahmen der Hauptversammlung geltend zu machen sind, richtet 

sich nach dem Anteilsbesitz am Ende des 10. Tages vor dem Tag der Hauptversammlung 

(Nachweisstichtag).  

(2) Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen und das Stimmrecht ausüben 

wollen, müssen ihren Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag gegenüber der Gesellschaft 
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rechtzeitig nachweisen. Für den Nachweis des Anteilsbesitzes am Nachweisstichtag 

ist eine Depotbestätigung gemäß § 10a AktG, die der Gesellschaft spätestens am 

dritten Werktag vor der Hauptversammlung unter der in der Einberufung hiefür 

mitgeteilten Adresse zugehen muss, erforderlich. Die Einzelheiten für die 

Übermittlung der Depotbestätigungen werden zusammen mit der Einberufung 

bekannt gemacht. Die Einberufung kann als Kommunikationsweg die Übermittlung 

von Depotbestätigungen per Telefax oder per E-Mail (wobei das elektronische Format 

in der Einberufung näher bestimmt werden kann) vorsehen.  

 

(3) Die Depotbestätigung wird in deutscher oder in englischer Sprache entgegengenommen.  
 

(4) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt vorzusehen, dass die 

Aktionäre an der Hauptversammlung während ihrer gesamten Dauer von jedem Ort aus 

mittels einer akustischen und allenfalls auch optischen Zweiweg-Verbindung in Echtzeit 

teilnehmen können, die es den Aktionären ermöglicht, den Verlauf der Verhandlungen zu 

folgen, und sich, sofern ihnen der Vorsitzende das Wort erteilt, selbst an die 

Hauptversammlung zu wenden (Fernteilnahme gemäß § 102 Abs. 3 Z 2 AktG). 

 

§ 19 

Abstimmung per Brief 

 

(1) Jeder Aktionär ist berechtigt an der Hauptversammlung im Wege der Abstimmung per 

Brief teilzunehmen. Die Stimmabgabe hat schriftlich unter Verwendung des von der 

Gesellschaft zu diesem Zweck auf ihrer Internetseite zur Verfügung gestellten Formulars 

(Stimmzettel) zu erfolgen, wobei insbesondere folgende Informationen zu erteilen sind: 

• Angabe des Namens (Firma) des Aktionärs 

• Angabe des Wohnortes (Sitz) des Aktionärs 

• Anzahl der Aktien des Aktionärs 

 Die Stimmabgabe bedarf zu ihrer Gültigkeit der Unterfertigung durch den Aktionär.  

 

(2) Die Unterlagen gemäß Abs. (1) müssen dem von der Gesellschaft in der Einberufung als 

Zustellbevollmächtigten namhaft gemachten Notar an dessen Postadresse spätestens 

am dritten Werktag vor der Hauptversammlung zugehen, sofern nicht in der Einberufung 

ein späterer Zeitpunkt festgelegt wird.  

 

(3) Eine erfolgte Stimmabgabe kann unter Verwendung des von der Gesellschaft zu diesem 

Zweck auf ihrer Internetseite zur Verfügung gestellten Formulars (Widerruf) widerrufen 

werden. Für die Rechtzeitigkeit des Widerrufs genügt es, wenn der Widerruf dem von der 
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Gesellschaft in der Einberufung namhaft gemachten Notar per Fax an dessen Adresse 

spätestens am letzten Werktag vor der Hauptversammlung zugeht.  

 

(4) Langen bei der Gesellschaft innerhalb der gesetzlichen Fristen zulässige Anträge von 

Aktionären auf Ergänzung der Tagesordnung und/oder zulässige Beschlussvorschläge zu 

Tagesordnungspunkten ein, wird die Gesellschaft diese innerhalb der gesetzlichen 

Fristen auf der Internetseite veröffentlichen und entsprechende neue Formulare 

(Stimmzettel), die auch den Widerruf allenfalls bereits per Brief abgegebener Stimmen 

beinhaltet, zum Download bereitstellen. Für die neuerliche Stimmabgabe gelten die 

Bestimmungen des Abs. (2).  

 

(5) Erscheint ein Aktionär zur Hauptversammlung, der seine Stimme bereits im Wege der 

Abstimmung per Brief abgegeben hat, kann er sein Stimmrecht nur dann in der 

Hauptversammlung ausüben, wenn er rechtzeitig seine Stimmabgabe widerrufen hat 

(Abs. 3). Andernfalls kann er an der Hauptversammlung ohne Recht auf Ausübung seiner 

Aktionärsrechte teilnehmen.  

 

(6) Wird ein Beschluss in der Hauptversammlung mit einem anderen Inhalt gefasst als im 

Stimmzettel vorgesehen, sind die abgegebenen Stimmen nichtig.  

 

(7) Ein Aktionär, der im Wege der Abstimmung per Brief an der Hauptversammlung 

teilgenommen hat, kann auf dem Stimmzettel gleichzeitig vorsorglich Widerspruch gegen 

einen in der Hauptversammlung zu fassenden Beschluss erklären. Eine darüber 

hinausgehende Möglichkeit des Widerspruchs besteht nicht.  

 

§ 20 

Hauptversammlung - Stimmrecht, Beschlüsse 

 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 

 

(2) Jeder Aktionär, der zur Teilnahme an der Hauptversammlung berechtigt ist, hat das 

Recht, eine natürliche oder juristische Person zum Vertreter zu bestellen, der im Namen 

des Aktionärs an der Hauptversammlung teilnimmt und dieselben Rechte hat wie der 

Aktionär, den er vertritt. Zum Nachweis der Bevollmächtigung ist der Gesellschaft eine 

Vollmacht per Post oder per Fax unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten 

Adresse zu übermitteln oder persönlich zu überreichen. 
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(3) Sofern das Gesetz oder die Satzung nicht zwingend eine andere Mehrheit vorschreibt, 

beschließt die Hauptversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen; in 

Fällen, in denen eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, beschließt sie mit einfacher 

Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. 

 

(4) Jeder Beschluss der Hauptversammlung bedarf zu seiner Gültigkeit der Beurkundung 

durch eine von einem österreichischen öffentlichen Notar über die Verhandlung 

aufgenommene Niederschrift. 

 
(5) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ferner ermächtigt vorzusehen, dass 

die Aktionäre ihre Stimme während der Hauptversammlung auf elektronischem Weg von 

jedem Ort aus abgeben können (Fernabstimmung gemäß § 126 AktG). In diesem Fall hat 

der Vorstand zu regeln, auf welche Weise die Aktionäre Widerspruch erheben können. 

 

(6) Für die Fernteilnahme (§ 18 Abs (4) der Satzung) und Fernabstimmung (§ 20 Abs (5) der 

Satzung) kann eine gesonderte Anmeldung verlangt und für das Ende der Anmeldefrist 

auch ein von § 10a AktG abweichender, früherer Zeitpunkt festgelegt werden. 

 

(7) Im Zuge der Fernabstimmung (§ 20 Abs (5) der Satzung) abgegebene Stimmen sind 

nichtig, wenn der Beschluss in der Hauptversammlung mit einem anderen Inhalt gefasst 

wird als im Formular oder in der Eingabemaske vorgesehen. 

 

(8) Beschlussvorschläge von Aktionären gemäß § 110 AktG werden nur dann zur 

Abstimmung gebracht, wenn der Antrag in der Versammlung wiederholt wird. Bei 

Beschlussvorschlägen von Aktionären, die an der Hauptversammlung im Wege der 

Fernabstimmung (§ 20 Abs (5) der Satzung) teilnehmen, tritt an die Stelle des 

Erfordernisses nach Satz 1 die Stimmabgabe auf elektronischem Weg vor der 

Hauptversammlung oder die Herstellung der Verbindung zur Stimmabgabe auf 

elektronischem Weg während der Hauptversammlung durch den Aktionär, der den 

Beschlussvorschlag erstattet hat. 
 

§ 21 

Hauptversammlung – Vorsitz, Aufzeichnung und Übertragung 

 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates; ist 

weder er noch ein Stellvertreter erschienen, so leitet der zur Beurkundung beigezogene 

Notar die Versammlung bis zur Wahl eines Vorsitzenden. 
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(2) Der Vorsitzende in der Hauptversammlung leitet die Verhandlungen und bestimmt die 

Reihenfolge der Gegenstände zur Tagesordnung sowie die Form der Abstimmung und das 

Verfahren zur Stimmenauszählung. Der Vorsitzende hat das Recht, die Form der 

Abstimmung für jeden Tagesordnungspunkt und die Reihenfolge der Gegenstände vor 

jedem Tagesordnungspunkt neu festzulegen. 

 

(3) Die Hauptversammlung kann in Ton und/oder Bild aufgezeichnet und öffentlich 

übertragen werden. 

 

§ 22 

Hauptversammlung - Wirkungskreis 

 

(1) Die ordentliche Hauptversammlung beschließt alljährlich in den ersten acht Monaten des 

Geschäftsjahres über die Verwendung des Bilanzgewinnes, über die Entlastung der 

Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats, über die Wahl des Abschlussprüfers und 

in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses. 

 

(2) Die Hauptversammlung beschließt ferner in den im Gesetz und in der Satzung 

ausdrücklich angeführten Fällen, insbesondere über die Wahl und Abberufung von 

Aufsichtsratsmitgliedern oder die Änderung der Satzung. 

 

(3) Über Fragen der Geschäftsführung kann die Hauptversammlung nur entscheiden, wenn 

der Vorstand oder - sofern es sich um ein gemäß § 95 Abs. 5 Aktiengesetz seiner 

Zustimmung vorbehaltenes Geschäft handelt - der Aufsichtsrat es verlangt. 

 

§ 23 

Jahresabschluss, Dividende 

 

(1) Der Vorstand hat in den ersten vier Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene 

Geschäftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustverrechnung, Anhang) 

samt Lagebericht, einen Corporate Governance-Bericht sowie den Konzernabschluss 

samt Konzernlagebericht aufzustellen und ihn nach Prüfung durch den Abschlussprüfer 

mit einem Vorschlag für die Gewinnverwendung dem Aufsichtsrat vorzulegen. Der 

Jahresabschluss, der Lagebericht sowie der Corporate Governance-Bericht sind von 

sämtlichen gesetzlichen Vertretern zu unterzeichnen. 
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(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss samt Lagebericht, den Konzernabschluss samt 

Konzernlagebericht sowie den Vorschlag für die Gewinnverwendung und den Corporate 

Governance-Bericht, zu prüfen und der Hauptversammlung darüber zu berichten. 

 

(3) Billigt der Aufsichtsrat den Jahresabschluss, so ist dieser festgestellt, wenn sich nicht 

Vorstand und Aufsichtsrat für eine Feststellung durch die Hauptversammlung 

entscheiden. Die Hauptversammlung ist an den festgestellten Jahresabschluss 

gebunden. 

 

(4) Die ordentliche Hauptversammlung beschließt alljährlich über die Verwendung des 

Bilanzgewinns (Gewinnverwendung). Die Hauptversammlung kann den Bilanzgewinn 

entgegen dem Vorschlag für die Gewinnverwendung ganz oder teilweise von der 

Verteilung ausschließen. Die Änderungen des Jahresabschlusses, die hiedurch nötig 

werden, hat der Vorstand vorzunehmen. 

 

(5) Eine von der Hauptversammlung zur Ausschüttung beschlossene Dividende wird vierzehn 

Tage nach Beschlussfassung durch die Hauptversammlung fällig, falls diese nichts 

anderes beschließt. 

 

(6) Dividenden, welche binnen drei Jahren nach Fälligkeit nicht behoben werden, verfallen 

zugunsten der Gesellschaft. 

 

§ 24 

Sprachregelung 

 

(1) Depotbestätigungen müssen in deutscher oder englischer Sprache erfolgen. 

 

(2) Ebenso sind rechtswirksame Mitteilungen von Aktionären bzw. von Kreditinstituten in 

deutscher oder englischer Sprache an die Gesellschaft zu richten. 

 

(3) Die Verhandlungssprache in der Hauptversammlung ist Deutsch. 

 



- 20 - 

§ 25 

Gerichtsstand 

 

Für sämtliche Streitigkeiten zwischen Aktionären als solchen einerseits, sowie der 

Gesellschaft oder deren Organen andererseits, besteht ein ausschließlicher Gerichtsstand 

am Sitz der Gesellschaft, soweit dem nicht zwingendes österreichisches Recht 

(insbesondere Zuständigkeitsvorschriften) entgegensteht. 

 

 

 


